
tragungen wären gültig, könnten jedoch nach § 812 
BGB zurückgefordert werden, da eine Heilung des 
Formmangels wie bei § 313 BGB nicht eintritt.

Demnach wäre der Übergang des Vermögens der 
Stadtsparkassen auf die Kreissparkasse im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge nur auf Grund eines besonders 
zu erlassenden Gesetzes möglich. AQ Neuruppin

II
Es geht um die Frage, ob und gegebenenfalls 

inwieweit für Rechtsvorgänge, die staatlich verwaltetes 
Vermögen betreffen, die Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts anzuwenden sind. Dabei ist unter staatlich ver­
waltetem Vermögen ganz allgemein das Vermögen zu 
verstehen, das durch die Deutsche Demokratische Re­
publik, die Länder, Kreise und Gemeinden, aber auch 
von solchen juristischen Personen verwaltet wird, die 
selbständige, haushaltsgebundene Organisationen sind. 
Es handelt sich also um jenes Staatseigentum, das bis­
her als „öffentliches Vermögen“, als „Vermögen der 
öffentlichen Hand“ oder als „Fiskusvermögen“ bezeich­
net wurde. Im kapitalistischen Staate nimmt dieses 
Vermögen nach den allgemeinen Vorschriften des bür­
gerlichen Rechts am Rechtsverkehr teil. Der kapitali­
stische Staat kennt nur die Eigentumskategorie des 
Privateigentums, bei dem sich unter den formal-juristi­
schen Eigenschaften des Besitz-, Nutzungs- und Ver­
fügungsrechts das dem Privateigentum innewohnende 
Recht auf Aneignung des Mehrwertes verbirgt und das 
jeder Sache den Charakter einer Ware sichert. Auch 
das Fiskusvermögen ist kapitalistisches Eigentum (näm­
lich des Gesamtkapitalisten „Staat“), auch für dieses 
Vermögen gelten die allgemein für das Privateigentum 
geltenden Rechtsvorschriften, also die Vorschriften des 
bürgerlichen Rechts.

Eine grundsätzliche Wandlung erfuhren die Eigen­
tumsverhältnisse innerhalb des Sektors, den wir dem 
Volkseigentum zurechnen, im Zuge der Errichtung der 
antifaschistisch-demokratischen Ordnung. Die anti­
faschistisch-demokratische Ordnung wurde geschaffen 
auf der Grundlage der Einheit der Arbeiterklasse und des 
Zusammenwirkens aller demokratischen Parteien und 
Organisationen in Gestalt des antifaschistisch-demokra­
tischen Blocks. Im Staat der antifaschistisch-demokra­
tischen Ordnung hat die Arbeiterklasse entscheidende 
Positionen eingenommen und übt im Bunde mit ande­
ren werktätigen Schichten den entscheidenden Einfluß 
aus. Die Demokratie ist zum politischen Inhalt des 
Staates geworden, der in der Verwirklichung realer 
Volksrechte und in der breiten Anteilnahme der Volks­
massen an der Staatsverwaltung zum Ausdruck kommt. 
Das auf der Grundlage dieser Ordnung geschaffene 
Volkseigentum ist gesellschaftliches Eigentum. Träger 
dieses Eigentums sind die gesellschaftlichen Kräfte, die 
zugleich Träger der Staatsgewalt in der Deutschen De­
mokratischen Republik sind. Die durch die volkseigenen 
Produktionsmittel geschaffenen Produkte werden durch 
den antifaschistisch-demokratischen Staat angeeignet. 
Sie werden gemäß dem gesetzlich festgelegten Wirt­
schaftsplan zum Wohle des gesamten Volkes verwendet. 
Da die Werktätigen Produzenten und Produktions­
mittelbesitzer sind, ist die Aneignung durch den Staat 
keine Ausbeutung des Menschen durch den Menschen 
mehr.

Zum Zwecke der Verwaltung des Volkseigentums war 
die Schaffung von Organen notwendig, denen diese Auf­
gabe zu übertragen war. Diese Organe sind jedoch 
selbst nicht Eigentümer. Eigentum ist Aneignung, ist 
das Verhältnis zu den Produktionsmitteln als den 
eigenen. Wenediktow charakterisiert das Eigentums­
recht als „das Recht, die Mittel und Produkte der 
Produktion mit eigenen Machtbefugnissen und im 
eigenen Interesse zu nutzen“ („Das sozialistische Eigen­
tumsrecht im Lichte der Lehre J. W. Stalins von Basis 
und Überbau“, deutsch in Sowjetwissenschaft 1951 
Heft 1 S. 3 ff.). Dieses Recht kann im Staate der anti­
faschistisch-demokratischen Ordnung hinsichtlich des 
Volkseigentums nur dem Staate zustehen, nicht seinen 
Organen, da nur er, als Vertreter der ihn tragenden 
demokratischen Kräfte des Volkes, Subjekt der gesell­
schaftlichen Aneignung der Produktionsmittel sowie der 
mit ihnen erzeugten Produkte ist. Die Organe der volks­
eigenen Wirtschaft (WB, VEB) üben die ihnen über­
tragenen Befugnisse der Verwaltung des Volkseigen­

tums in Form der operativen Verwaltung des staat­
lichen Vermögens aus, nicht aber als deren Eigentümer. 
Sie verwalten das Volkseigentum nicht kraft eigener, 
sondern in Ausübung der Machtbefugnisse, die ihnen 
zu diesem Zwecke vom Staate übertragen wurden. Des­
halb ist Volkseigentum kein geteiltes Eigentum, son­
dern einheitliches, ungeteiltes Eigentum des Staates der 
antifaschistisch-demokratischen Ordnung. Die das Volks­
eigentum verwaltenden juristisch selbständigen Ein­
heiten der volkseigenen Wirtschaft sind somit als „selb­
ständig planende, selbständig wirtschaftende und eigen­
verantwortlich abrechnende Einheiten“ Verwaltungs­
organe des ungeteilten Volkseigentums („Rechtsträger“). 
Rechtsakte, die auf Übertragung dieser Verwaltung 
zwischen diesen Einheiten gerichtet sind, haben deshalb 
nicht die Übertragung von Eigentum zum Gegenstand, 
sondern nur einen Wechsel in der Verwaltung. Die 
Formen des bürgerlichen Rechts für Eigentumsüber­
tragungen können mithin auf sie keine Anwendung 
finden. Die Übertragung der Verwaltungsbefugnisse 
zwischen Rechtsträgern ist ein Verwaltungsakt.

Was folgt hieraus für die Verwaltung von Staats­
eigentum, das nicht als Volkseigentum den Organen der 
volkseigenen Wirtschaft zur 'Verwaltung übertragen 
wurde? Gelten für diesen Teil des staatlichen Eigentums 
weiterhin die Vorschriften des bürgerlichen Rechts?

Schon hinsichtlich des Volkseigentums wurde aus­
geführt, daß Träger dieses Eigentums dieselben gesell­
schaftlichen Kräfte sind, die zugleich Träger der Staats­
gewalt sind. Das gilt auch hinsichtlich des staatlichen 
Eigentums, das nicht als Volkseigentum Rechtsträgern 
zur Verwaltung übertragen wurde. Wenn Eigentum das 
Recht ist, die Mittel und Produkte der Produktion mit 
eigenen Machtbefugnissen und im eigenen Interesse zu 
nutzen, so stellen sich diese Machtbefugnisse, wenn sie 
dem Staat selbst zustehen, als die Einheit der politischen 
und ökonomischen Macht dar, die in ihren beiden Er­
scheinungen durch die gleichen gesellschaftlichen Kräfte 
verwirklicht wird. Der Staat der antifaschistisch­
demokratischen Ordnung muß deshalb Rechtssubjekt 
eines einheitlichen staatlichen Eigentums sein. Es kann 
zwischen Volkseigentum und Staatseigentum keine 
Wesensverschiedenheiten geben; zwischen beiden Eigen­
tumskategorien besteht qualitative Identität1). Ein 
Unterschied zwischen beiden Kategorien, der allerdings 
kein qualitativer ist, besteht darin, daß die Befugnisse, 
die der Staat den verwaltenden Organen überträgt, 
verschieden sind, je nachdem, ob es für administrative 
oder für wirtschaftlich-operative Zwecke zu verwalten 
ist. Es ändert aber am Inhalt dieses einheitlichen 
staatlichen Eigentums nichts, ob es durch haushalt­
gebundene Dienststellen und Organisationen verwaltet 
wird oder durch finanzplangebundene Rechtsträger.

Beide Eigentumskategorien sind in ihrer Verwaltung 
verbunden durch den Staatshaushalt, wobei es keine 
Einschränkung bedeutet, wenn die Verbindung mit der 
volkseigenen Wirtschaft in Gestalt des sog. Netto­
prinzips erfolgt. Im Staatshaushalt werden beide Eigen­
tumskategorien als einheitliches Vermögen ausgewiesen, 
das in der Form der Einnahmen und Ausgaben des 
Staatshaushalts zur Erfüllung aller Aufgaben des 
Staates Verwendung findet. „Der Staatshaushalt hat 
die große Aufgabe einer planmäßigen Neuverteilung 
des Volkseinkommens, der Akkumulation zur Befrie­
digung der staatlichen und allgemeinen Bedürfnisse 
des Volkes und zur Beschleunigung der erweiterten 
Reproduktion in der volkseigenen Wirtschaft“2).

Da der Staatshaushaltplan als Finanzplan einen 
selbständigen entscheidenden Teil der staatlichen Ge­
samtplanung darstellt, war es im Hinblick auf das ein­
heitliche, ungeteilte staatliche Eigentum notwendig zu 
bestimmen, daß der Staatshaushaltsplan die Haushalte 
der Republik, der Länder, Kreise und Gemeinden sowie

1) Dies muß besonders betont werden gegenüber einer Auf­
fassung, die Staatseigentum als eine Art schwächeres Volks­
eigentum betrachtet. In einer Zuschrift an das Min. d. Justiz 
heißt es z. B. „. . . denn nach unserer heutigen Staatsauffas­
sung ist das Volk das Primäre und der Staat nur das Macht­
instrument der herrschenden Klasse. Wenn also schon der 
Staat als Rechtssubjekt die Vergünstigungen des Gesetzes vom 
... in Anspruch nimmt, dann steht diese Vergünstigung in viel 
stärkerem Maße dem Volk als Träger des Staatswillens zu.“

2) Georgino auf der finanzpol. Konferenz, Dtsch. Finanzwirt­
schaft 1951 Nr. 17/18, S. 259.
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